
Bebauungsvorschriften

zum Bebauungsplan für das PSk Gewannflß WgieJOTS't't.-

m
7867) Öflingen/Baden

A. Rechtsgrundlagen

1. §§ 1 und 2, 8 und 9 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 (BGB!. I S. 341) (BBauG).
2  §§ 1—23 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) vom

26. Juni 1962 (BGBl. I S. 429) (BauNVO).

3. §§ 1 bis 3 der VO über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung) vom 19. Januar 1965 (BGBl. I S. 21).

4 § 1 der 2. Verordnung der Landesregierung zur Durchführung des BBauG vom 27. Juni 1961 (Ges.BI.
S. 108).

5  58 3 Abs. 1, 7, 9, 16 und III Abs. L 2 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg vom 6. 4. 1964
(Ges.BI. S. 151) (LBO).
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B. Festsetzungen
I. Art der baulichen Nutzung

§ 1
" r

Baugebiet
(bei einheitlichem Baugebiet) 0

■I: Der gesamte räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist
— reines Wohngebiet gemäß § 3 BouNVO.

oder

§ 1
Baugebiete

(bei Gliederung in verschiedene Baugebiete) ^)
Df>r rniimlirhr Prltui i | il i i Ii va/IpH in Baugebiete gegliedert. Die Festsetzung
von Art und Begrenzung der einzelnen Baugebiete, enfolgt-dur.ch £ntragung im Gestaltungsplan

...

. Cr '

§2: ...
Ausnahmen

Soweit in § 3 /-§ 4 / § BauNVO Ausnahmen vorgesehen sind, sind diese nicht Bestandteil des
Bebauungsplans."*)

\\

\

Soweit Blaeli 5 3 / 5 4 / Q DuuNVO Anlügen ausnuliiiisweise zugelassen werden kbnnen, sind
diese rflyeiiieiii zulässig, suruiii die EiymiUi l Jo Buugebiels uu ullgetneinen gewulirl blelbr.**)



—§-3—

—resliiulzuiiymi im Gestaltungsplan

-Foctsotzungon nach § 3 Abs. 4/§ Abo. d BouMVO (besdiiüiiktiiide Fe!>lü6t7Ung6H In Wulingobicten)
und nach § 10 BauNVQ (Footcotzung dor Grundflächo boi Wochoncndhauagebielgn) mTulyeii durch Ein
tragung im Gostaltungoplan.

53
Neben- und Versorgungsanlagen

Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO sind

— unzulässig

II. Maß der baulichen Nutzung

§ 5

Allgemeines

(1) Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Festsetzung der Grundflächenzah! und der
Zahl der Vollgeschosse.

(2) Die zulässige Geschoßflächenzahl ergibt sich aus der Vervielfachung von festgesetzter Grundflächen
zahl und festgesetzter Zahl der Vollgeschosse, soweit nicht in § 17 BauNVO eine geringere Geschoß
flächenzahl festgesetzt ist.®)

§6

Zulässiges Maß der baulichen Nutzung

(1) Die Festsetzung der Grundflächenzahl und der Zahl der Vollgeschosse erfolgt durch Eintragung im
Gestaltungsplan. Soweit eine Festsetzung der Grundflächenzahl im Gestalfüngsplan nicht erfolgt, gilt
die jeweils zugehörige Grundflächenzahl nach § 17 Abs. 1 BauNVO als festgesetzt.

(2) Die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse ist zwingend.

(3) Von der Zahl der Vollgeschosse kann eine Ausnahme gemäß § 17 Abs. 5 BauNVO — nicht —
fitl^ä3IK]Ji5bXJiMsSSJlBiXXX- zugelassen werden.®) " —*-<•

III. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche

§ 7

Bauweise

(1) Als Bauweise wird die offene Bauweise festgesetzt.

(2) Soweit im Gestaltungsplan Einzelhäuser, Doppelhäuser oder Hausgruppen eingetragen sind, gilt diese
Eintragung als Festsetzung gemäß § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO. Doppelhäuser und Hausgruppeh sol
len gleichzeitig ausgeführt werden.

(3) Für die Stellung und die Firs'trlchtung der Gebäude sowie für die Dachform sind die Eintragungen
im Gestaltungsplan maßgebend. , ,. in :



§8

Uberbaubare Grundstücksfläche

(1) Die Festsetzung von Straßenbegrenzungslinien, Baulinien, Baugrenzen und Bebauungstiefen erfolgt
durch Eintragung im Straßen- und Baulinienplan.

12) Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
_ nicht -XlüBüOöffiWBÖfflXiSÄg - zulässig: >»)

XXXXKKXXM-XKXXXX^mXKKXXMXKXXX
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-§-9

■Gi'eng und GebüudeuüslunJ '

vH-V-Diu Guiiiiiie der auf einem Grundstück einzuhaltenden Goitlichon Ckonaabctändan muß mindestens
»- 5.^00. W betrogen, wubui dei yei inyslu AbsiunJ 4:i»-UU m bcliagcn muß. )

-^2}-Wcitergchondo Fonstor- und Gobaudoabständo nach der LBO bloibon unberührt..

IV. Baugestaltung
§«aq

Gestaltung der Bauten

(1) Die Gebäudelängsseite soll in der Regel mindestens betragen:
bei eingeschossigen Gebäuden
bei zweigeschossigen-Gsßauden 11 m

Ifeige^hossigen Gebäuden 11 m.

(2) Die Gebäudelängsseite darf höchstens betragen: 50 m
bei eingeschossigen Gebäuden —— Fn

gscRossig^ Gebäuden m
^^^i- dreigeschossigen Gebäuden m.

p) Hau^^^pen dürfen nicht länger als m sein. Doppelhäuser und Hausgrup^®-. .ititls??"
einheitlich gestaltet werden.

(4) Die Höhe der Gebäude darf von der festgelegten — natürlichen —, im Mittel gemessenen Gelande
oberfläche bis zur höchsten Traufe betragen:

roig«te39SöaQBBi33li n, Ti«g..ohoB8i8en O.Däuden
17 «QQ ^ "*>«5. flinfgesohosalgea^ Gebäuden

•  (5], Die^öchste Sockeihöhe der Gebäude (Oberkante fertiger Erdgeschoßfußboden) darf nicht mehr alsV  ̂ betragen. Die Oberkante des fertigen Erdgeschoßfußbodens ist im Gestaltungsplan für
iS Grundstück/Vorhaben festgesetzt. Sie ist bezogen auf Meereshöhe NN.
'  ,, = NN.12)rixpunkt:

(6) An- und Vorbauten an den Gebäuden sind nur gestattet, wenn sie in einem angemessenen Großen-
verhältnis zum Hauptgebäude stehen und sich architektonisch einfügen.
(a Die Dachncigung muß bei dog Hauptgebäuden Gestnltiingsplan keinp weiter-

Rr^^rhr^nl-lln^nn fnrtnaftfet sind: 1143? FlaohdäOh®r SUlUSSlg

wmm-. ^ kdi„dUx^ci^
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(3) Soweit Garagen an der Grundstücksgrenze zugelassen werden, sind sie mit einem Flachdach zu ver
sehen und dürfen in der Einfahrt die Höhe von 2,50 m (Außentnaß) nicht überschreiten.
Garagen sind als Tiefgaragen s^i^ssig '

\
T

Einfriedigungen '
(1) Als Einfriedigungen der Grundstücke an öffentlichen Straßen und Plätzen sind gestattet:
— Sockel bis 0,30 m Höhe mit Heckenhinterpflanzung —

(2) Die Verwendung von Stacheldraht als Einfriedigung ist nicht gestattet. — ,.4
(3) — Die Gesamthöhe der Einfriedigungen darf das Maß von —JjOOjm—YfflQC— nicht überschreiten.

Tüi die llülie dei Eiiifiiediguiiyeii gill § dei KiLijbuujul.LUiig" "fui den Landkreis SaO.fe.lPigen
vom

(4) Aus Gründen der Verkehrssicherheit können an Straßeneinmündungen weitergehende als in Abs.
1—3 vorgeschriebene Einschränkungen verlangt werden. . . .»_i jj
Gegen die geplante Umgehtingsstrasse ist eine dichte Einfriedigunj
ohne Tür und Tor vorzusehen, § 13

Beseitigung der Abwässer

Die häuslichen Ahv/ässer sind unterirdisch einer Sammellcläranlage
zuzuleiten» Die Lage der Sammelkläranlage ist planerisch ausge
wiesen (Südwesteoke des Planungsgehietes). Nach Erstellimg der
Gemeinde-Zentralkläranlage ist die Sammelkläranlage stillzulegen«
Die Abwässer sind dann ungeklärt der Zentralkläranlage der Ge
meinde zuzuführen.
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§ H

Ausnahmen und Befreiungen

Für Ausnahmen tmd Befreiungen von den Pestsetaungen des Bebauxmgs
planes gilt § 31 des BBauG,
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